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        Zahl: 1665-0/2014 

 

 

 

N  i  e  d  e  r  s  c  h  r  i  f  t  
 

 

aufgenommen am Donnerstag, dem 30.10.2014 anlässlich der Sitzung des 

Gemeinderates der Marktgemeinde Eisenkappel-Vellach. 

 
Anwesend:  

 

Bürgermeister: Franz Josef Smrtnik, 9135 Trögern 8 

 

Anwesende:  Elisabeth Lobnik, 9135 Bad Eisenkappel 157  

Harald Kogelnik; 9135 Bad Eisenkappel 145 

Mag. Dr. Andreas Jerlich MSc, 9135 Bad Eisenkappel 59  

   Christian Varch, 9135 Bad Eisenkappel  

Michael Arbeitstein, 9133 Rechberg 42 

Peter Koschlak, 9135 Bad Eisenkappel 

Paul Bevc; 9135 Lobnik 

Daniela Karnicar; 9135 Bad Eisenkappel  

Gabriel Hribar, 9135 Trögern 5 

Josef Orasche, 9135 Leppen 34 

Wilhelm Ošina, 9135 Leppen 57 

Franz Kummer;9133 Zauchen  

Richard Županc, 9135 Vellach 45 

Hans Georg Lopar; 9135 Vellach 61 

Adolf Woschitz, 9133 Zauchen 48  

Roman Wutte, 9135 Vellach 92 

Martina Hiessberger; 9135 Vellach 59, 

Dr. Stefan Merkač, 9135 Vellach 4   

 
 

Entschuldigt abwesend: Evelin Pircer, 9135 Vellach 64 

 

Ersatz: Daniela Karnicar; 9135 Bad Eisenkappel  

  

 
 

Sitzungsbeginn: 19.00 Uhr 
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Tagesordnung/dnevni red: 
 

1.   Bestellung der Protokollprüfer 
    Berichterstatter: Bgm. Franz Josef Smrtnik 

2.    Neuwahl des Gemeindevorstandes  
   Berichterstatter: Bgm. Franz Josef Smrtnik 

3.   Angelobung der Gemeindevorstandsmitglieder 
    Berichterstatter: Bgm. Franz Josef Smrtnik 

4.   Referatsaufteilung; Verordnung 
    Berichterstatter: Bgm. Franz Josef Smrtnik 

    5.   Kassenprüfung vom 30.09.2014; Bericht  
    Berichterstatter: GR Franz Kummer 

6.   Bilanz 2013-Obir Tropfsteinhöhlen Errichtungs- und       

   BetriebsgesmbH.  
    Berichterstatter: GR Franz Kummer 

7.   Bilanz 2013-Sport- und Freizeitanlagen GmbH 
    Berichterstatter: GR Franz Kummer 

    8.   Finanzierungsplan Straßenbeleuchtung - Sanierung 
         Berichterstatter: Bgm. Franz Josef Smrtnik 

9.   Dritter Nachtragsvoranschlag 2014 
    Berichterstatter: Bgm. Franz Josef Smrtnik 

10. Leader Region-Gemeindebeitrag 
    Berichterstatter: GV Elisabeth Lobnik 

11. Flurbereinigung Trögern 
    Berichterstatter: Vizebgm. Adolf Woschitz 

12. Verordnung; Übernahme und Auflassung vom öffentlichen Gut 
      Berichterstatter: Vizebgm. Adolf Woschitz 

13. Aufhebung Aufschließungsgebiet 
      Berichterstatter: Vizebgm. Adolf Woschitz 

14. Sanierung Wohnhaus 79 

         Berichterstatter: GR Mag. Dr. MSc Andreas Jerlich 

15. Antrag der SPÖ-Gemeinderäte; Übernahme der Kosten für die    

      Planung und der Überprüfung zur möglichen Errichtung eines   

      Verbindungsweges im Bereich der Lobnigerstraße 
      Berichterstatter: GV Harald Kogelnik 

16. Kärnten Solar; Absichtserklärung und Mietangebot 
    Berichterstatter:  Bgm. Franz Josef Smrtnik 

17. Fördervereinbarung Obir Tropfsteinhöhlen 
      Berichterstatter: Bgm. Franz Josef Smrtnik 

18. Verordnung; Friedhofparkplätze Kurzparkzone 

         Berichterstatter: GV Harald Kogelnik 

19. Ärztliche Versorgung; Petition 

         Berichterstatter: Bgm. Franz Josef Smrtnik 

20. Personalangelegenheiten 

         Berichterstatter: Bgm. Franz Josef Smrtnik 

 

 

Die Gemeinderatssitzung ist bis auf den Tagesordnungspunkt 

Personalangelegenheiten öffentlich. 
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1. Bestellung der Protokollprüfer 
     Berichterstatter: Bgm. Franz Josef Smrtnik 

 

Als Protokollprüfer für die heutige Sitzung wären Mag. Dr. Andreas Jerlich MSc; und 

Josef Orasche zu bestellen. 

 

Einstimmig wird dieser Antrag beschlossen. 

 

 
 

2. Neuwahl des Gemeindevorstandes 
Berichterstatter: Bgm. Franz Josef Smrtnik 

 

Der bisherige Vizebürgermeister Ing. Helmut Malle hat mit seiner Verzichtserklärung 

vom 15.9.2014 auf das Amt des Vizebürgermeisters verzichtet und ist auch aus dem 

Gemeinderat ausgeschieden. Aus diesem Grund ist die Neuwahl des 

Vizebürgermeisters bzw. der Mitglieder des Gemeindevorstandes der 

sozialdemokratischen Fraktion notwendig geworden. 
 

Die sozialdemokratische Partei Österreichs ist gem. § 24, Abs. 2 der  K-AGO, LGBl 

Nr. 66/1998  i.d.g.F. vorschlagsberechtigte Gemeinderatspartei und kann daher einen  

Wahlvorschlag einbringen.  

 

In der Sitzung des Gemeinderates vom 8.4.2009 wurde nach den Bestimmungen des    

§ 22 K-AGO die Gesamtzahl der Anzahl der Gemeindevorstandsmitglieder mit            

fünf Mitgliedern festgestellt. Gleichzeitig wurde auch die Anzahl der Mitglieder des 

Gemeindevorstandes, welche auf die einzelnen Gemeinderatsparteien entfallen, 

festgestellt. Demnach entfallen auf die Gemeinderatspartei Sozialdemokratische Partei 

Österreich 3 Mitglieder des Gemeindevorstandes.  

 

Die Gemeinderatspartei Sozialdemokratische Partei Österreich hat nachstehenden 

Wahlvorschlag eingebracht.  
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Protokoll des  Gemeinderates vom 30.10.2014       Zahl: 1665-0/2014                                   5 

 

Gemäß § 24, Abs. 2 K-AGO, erfolgte die Unterzeichnung des Wahlvorschlages im 

Rahmen dieser Gemeinderatssitzung. 
 

Aufgrund dieses Wahlvorschlages erklärt der Bürgermeister die im Wahlvorschlag 

enthaltenen Mitglieder des Gemeinderates als Vizebürgermeister, sonstige Mitglieder 

des Gemeindevorstandes und Ersatzmitglieder für gewählt. 

 

 
 

3. Angelobung der Gemeindevorstandsmitglieder 
Berichterstatter: Bgm. Franz Josef Smrtnik 

 

 

Der Vizebürgermeister, die sonstigen noch nicht angelobten Mitglieder des 

Gemeindevorstandes und deren Ersatzmitglieder legen sodann vor dem Gemeinderat 

in die Hand des Bezirkshauptmannes, das im § 21 Abs. 3 K-AGO vorgeschriebene 

Gelöbnis ab:  

 

Gelöbnis 

 

“Ich gelobe der Verfassung, der Republik Österreich und dem Lande Kärnten Treue zu 

halten, die Gesetze zu beachten, für die Selbstverwaltung einzutreten, meine 

Amtspflicht unparteiisch und uneigennützig zu erfüllen, die mir obliegende 

Verschwiegenheit zu wahren und das Wohl der Gemeinde nach bestem Wissen und 

Gewissen zu fördern.” 
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4. Referatsaufteilung; Verordnung 
Berichterstatter: Bgm. Franz Josef Smrtnik 

 

Durch die Neuwahl des Vizebürgermeisters ist auch  die Verordnung über die 

Referatsaufteilung nach § 69 K-AGO neu zu beschließen, zumal die Agenden 

namentlich den Personen zugeordnet sind.  

 

Nach den Bestimmungen der K-AGO können Gemeinden in unserer Größenordnung 

die Agenden auf die beiden Vizebürgermeister aufteilen. Jedoch ist diese 

Referatsaufteilung von der Aufsichtsbehörde zu genehmigen.  

 

Verordnung 
 

des Gemeinderates der Marktgemeinde Eisenkappel-Vellach, 
vom 30.10.2014, Zahl 1665-0/2014, 

mit welcher die Aufgaben des Bürgermeisters des eigenen Wirkungsbereiches 
auf den Bürgermeister und die Vizebürgermeister aufgeteilt werden 

 
Aufgrund des § 69 Abs. 4 und 7 der Kärntner Allgemeinen Gemeindeordnung 1998 
(K-AGO) LGBL. Nr. 66/1998, in der Fassung des Gesetzes LGBl.Nr. 63/2010 und der 
von der Landesregierung erteilten Genehmigung wird verordnet: 
 
 

§ 1 
 
Die Aufgaben des eigenen Wirkungsbereiches gemäß § 69 Abs. 2 und 3       K-
AGO werden auf den Bürgermeister und die Vizebürgermeister wie folgt 
aufgeteilt: 
 

 
 
Referat I: Bürgermeister        Franz Josef Smrtnik 
                
Alle Angelegenheiten und Aufgaben des eigenen Wirkungsbereiches und 
Behördenaufgaben, soweit diese nicht einem der Vizebürgermeister durch 
Verordnung übertragen werden. Unter anderem sind dies die Angelegenheiten 
betreffend der erneuerbaren Energie, der Finanz, des Personals, die 
gemeindeeigenen Betriebe, die gemeindeeigenen Wohnungen,  die  Land.- und 
Forstwirtschaft, das Veterinärwesen, die Jagdangelegenheiten, der Grundverkehr, 
die Verwaltung des landwirtschaftlichen Grundbesitzes der Gemeinde, sowie die 
Einrichtungen betreffend die Erziehung und der Bildung. 
 

 
 

Antrag: 

 

Der Gemeindevorstand stellt an den Gemeinderat den Antrag, der Gemeinderat 

möge nachstehende Verordnung beschließen. 
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Referat II:   1. Vizebürgermeisterin          Elisabeth Lobnik; Bakk. 
                     
Angelegenheiten betreffend das Bauwesen inklusive aller Hoch.- und 
Tiefbaumaßnahmen, des Tourismus, des Umweltschutzes, Soziales, Familien, 
Jugend, die Raumordnung, die öffentliche Sicherheit sowie die Feuerwehr. 
 

 
 

Referat  III:  2. Vizebürgermeister           Adolf Woschitz 
 

Angelegenheiten betreffend die Kultur, des Sportes und der Wirtschaft. 
 
 

§ 2 
 

Vertretungen 
 
Der Bürgermeister und die beiden Vizebürgermeister haben sich im 
Verhinderungsfalle wie folgt zu vertreten: 
 
Den Bürgermeister Franz Josef Smrtnik vertritt die 1. Vizebürgermeisterin, im 
Verhinderungsfalle der 2. Vizebürgermeister. 
 
Die 1. Vizebürgermeisterin  Elisabeth Lobnik, Bakk., vertritt der 2. Vizebürgermeister 
Adolf Woschitz 
 
Den 2. Vizebürgermeister Adolf Woschitz vertritt die 1. Vizebürgermeisterin Elisabeth 
Lobnik, Bakk. 
 
 

§ 3. 
 

Inkrafttreten: 
 

 
Diese Verordnung tritt nach Ablauf des Tages in Kraft, an dem sie angeschlagen 
wurde. Die Kundmachung erfolgt erst nach Erteilung der aufsichtsbehördlichen 
Genehmigung. 
 

 

Einstimmig wird dieser Antrag beschlossen. 
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5. Kassenprüfung vom 30.09.2014; Bericht 
Berichterstatter: GR Franz Kummer 

 

Der Ausschuss für die Kontrolle der Gebarung hat in der Sitzung am 30.09.2014 die 

Gemeindekasse auf ihre Zweckmäßigkeit, Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und 

Gesetzmäßigkeit überprüft und für in Ordnung befunden. Der Prüfungszeitraum war 

vom 12.06.2014 bis 30.09.2014.   

 

 

 

Einstimmig wird dieser Antrag beschlossen. 
 

 
 

6. Bilanz 2013 – Obir Tropfsteinhöhlen Errichtungs- und BetriebsgesmbH 
Berichterstatter: GR Franz Kummer 

 

Die Bilanz der Obir Tropfsteinhöhlen Errichtungs- und BetriebsgesmbH. für das Jahr 

2013 wurde in der Sitzung des Ausschusses für die Kontrolle der Gebarung am 

30.09.2014 überprüft und vom Geschäftsführer die Bilanz im Detail besprochen.  

 

Es wurden sämtliche Belege zur Durchsicht zur Verfügung gestellt und nachstehender 

Bericht dem Ausschuss zur Kenntnis gebracht:  

 

OBIR Tropfsteinhöhlen Errichtungs- und BetriebsgmbH: Jahresabschluss 2013 

 

Der Jahresabschluss der OBIR Tropfsteinhöhlen Errichtungs- und BetriebsgmbH weist 

ein Betriebsergebnis von € 18.048,12 (Vorjahr € 25.636,51) aus. Nach 

Finanzaufwendungen und Mindeststeuern verbleibt ein Jahresgewinn in Höhe von 

€ 11.862,04. 

 

Während die Einnahmen für die Eintrittskartenerlöse im Berichtsjahr gegenüber dem 

Vorjahr leicht zurückgegangen sind, konnten bei den Einnahmen im Bereich der 

Gastronomie leichte Umsatzsteigerungen verzeichnet werden. So liegen die Umsätze 

des Berichtsjahres 2013 insgesamt um knapp € 3.000,-- unter den Umsätzen des 

Vorjahres. 

 

Im Bereich der Aufwendungen gibt es keine eklatanten Veränderungen gegenüber dem 

Vorjahr. Bei einzelnen Positionen wie z. B. dem Wareneinkauf, sonstigen 

Verbrauchsgütern und den Beratungsaufwendungen konnten leichte Einsparungen 

erzielt werden. 

Antrag: 

 

Der Ausschuss für die Kontrolle der Gebarung stellt im Wege des 

Gemeindevorstandes an den Gemeinderat den Antrag, der Gemeinderat möge den 

Kassenprüfungsbericht zur Kenntnis nehmen.  

 



Protokoll des  Gemeinderates vom 30.10.2014       Zahl: 1665-0/2014                                   9 

 

 

Im Bereich der Personalkosten, der Werbung und auch der Instandhaltungen liegen die 

Aufwendungen des Berichtsjahres etwas über den Werten des Vorjahres. 

 

Im Berichtsjahr 2013 wurde als einzige investive Maßnahme die Neuerrichtung der 

Terrasse beim Betriebsgebäude auf der Unterschäffler Alpe gesetzt. 

 

Im Jahr 2013 wurde auch die Umschuldung eines  Betriebsmittelkredites auf ein auf 

teilweise bis 20 Jahre rückzahlbares Darlehen vorgenommen. Dadurch konnten im 

Bereich der Zinsaufwendungen beträchtliche Einsparungen erzielt werden. 

 

Der Kontrollausschuss hat oben angeführten Bericht zur Kenntnis genommen. Es 

ergaben sich keinerlei Beanstandungen und es wurde dem Geschäftsführer die 

Entlastung ausgesprochen. 

 

Einstimmig wird dieser Antrag beschlossen. 
 

 
 

 

7. Bilanz 2013 –  Sport- und Freizeitanlagen Eisenkappel GmbH 
Berichterstatter: GR Franz Kummer 

 

Die Bilanz der Sport- und Freizeitanlagen Eisenkappel GmbH für das Jahr 2013 wurde 

in der Sitzung des Ausschusses für die Kontrolle der Gebarung am 30.09.2014 

überprüft und vom Geschäftsführer die Bilanz im Detail besprochen.  

 

Es wurden sämtliche Belege zur Durchsicht zur Verfügung gestellt und nachstehender 

Bericht dem Ausschuss zur Kenntnis gebracht:  

 

Sport- und Freizeitanlagen Eisenkappel GmbH: Jahresabschluss 2013 

 

Die Sport- und Freizeitanlagen Eisenkappel GmbH weist für das Geschäftsjahr 2013 

ein Betriebsergebnis von € 14.143,28 (Vorjahr € -12.298,86) aus. Nach Abzug der 

Bankzinsen und Mindeststeuern verbleibt ein Jahresgewinn in Höhe von € 6.259,78. 

 

Ein  wesentlicher Beitrag zum positiven Jahresergebnis ist auf die ausgesprochen gute 

Fördersituation im Bereich der Personalkosten zurückzuführen. 

 

Darüber hinaus konnten im Bereich Instandhaltung Freibad Einsparungen in Höhe von 

rd. € 7.000,-- erzielt werden. 

 

Antrag: 
 

Der Ausschuss für die Kontrolle der Gebarung stellt im Wege des 

Gemeindevorstandes an den Gemeinderat den Antrag, der Gemeinderat möge den 

Jahresabschluss 2013 zur Kenntnis nehmen.  
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Ebenso geringfügig unter den Aufwendungen des Vorjahres liegen die Kosten für 

Strom und Fernwärme. 

 

Im Berichtsjahr 2013 wurden die Sanierung des Daches im Freibad sowie die 

Errichtung einer Photovoltaikanlage durchgeführt. Die Kosten dafür betrugen 

insgesamt rd. € 116.000,--.  

 

Der Kontrollausschuss hat oben angeführten Bericht zur Kenntnis genommen. Es 

ergaben sich keinerlei Beanstandungen und es wurde dem Geschäftsführer die 

Entlastung ausgesprochen. 

 

 

Einstimmig wird dieser Antrag beschlossen. 
 

 
 

8. Finanzierungsplan Straßenbeleuchtung – Sanierung 
Berichterstatter: Bgm. Franz Josef Smrtnik 

 

Von den 280 Leuchtpunkten der Straßenbeleuchtung wurden 140 Leuchtpunkte durch 

Tausch von Leuchtmitteln auf die neue LED-Technik umgestellt. Die Eigenmittel, 

welche dafür notwendig waren, konnten durch Stromeinsparungen bereits gänzlich 

finanziert werden. 

 

Nun wurde mit Beschluss des Gemeindevorstandes vom 01.04.2014 die Firma 

Ledition GmbH aus Judenburg beauftragt, ein Konzept für die zweite Hälfte zu 

erstellen. Da die EU-Normen eingehalten werden müssen, ist in diesen zwei Bereichen 

auch eine Verbesserung der Beleuchtungsleistung notwendig. Trotzdem wird auch 

dieser Bereich massive Energieeinsparungen ermöglichen.  

 

Im Zuge der Detailaufnahmen wurde festgestellt, dass eine Vielzahl der vorhandenen 

Leuchtmasten sehr desolat ist und bereits Gefahr in Verzug besteht. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Antrag: 

 

Der Ausschuss für die Kontrolle der Gebarung stellt im Wege des 

Gemeindevorstandes an den Gemeinderat den Antrag, der Gemeinderat möge den 

Jahresabschluss 2013 zur Kenntnis nehmen.  
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Ähnlich ist die Situation bei den 11 Stück Verteilern, die bei einer Erneuerung der 

Leuchten auch auf den Stand der Technik zu bringen sind.  

 

Die Firma Ledition GmbH. hat eine Kostenschätzung erstellt, welche neben den oben 

angeführten Maßnahmen auch die Masterdungen, die defekten Fundamente, sowie die 

Mastsicherungskästen beinhaltet.  

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die Gesamtkosten werden mit € 399.000,00 geschätzt, wobei eine Förderung in der 

Höhe von € 40.000,00 von Bund und Land zu erwarten ist. 

 

Die neue Anlage umfasst auch jene Bereiche, welche bereits die neuen Leuchtmittel 

enthalten und wird ein Einsparungspotential pro Jahr von € 14.500,00 mit sich 

bringen. 

 

Wenn die Gemeinde die Finanzierung dieses Projektes nach maastrichkonformen und 

wie mit der Aufsichtsbehörde abgesprochenen, auf 15 Jahre berechneten Raten 

abwickelt, so würden die Beitragsraten in den nächsten 15 Jahren jährlich € 31.000,00 

betragen. Eine längerfristige Finanzierung ist aus Sicht der Gemeindeabteilung nicht 

möglich. 

 

Derzeit bedeutet dies, dass die Gemeinde im Rahmen ihrer außerordentlichen Mittel 

jährlich € 31.000,00 dafür heranziehen muss und die Einsparungen gänzlich die 

Abgangsdeckung des ordentlichen Haushaltes vermindern. Hier wird es Aufgabe der 
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Gemeinde sein, gemeinsam mit der Gemeindeabteilung einen Weg zu finden, mit 

welchen ein Teil der Einsparungen der Gemeinde verbleibt und somit die jährliche 

Belastung verringert.  

 

Mit dieser Maßnahme wird mit Ausnahme der Erdverkabelung die gesamte 

Straßenbeleuchtung auf einen neuen Stand gebracht und somit die über 40 Jahre alte 

Komponente gänzlich erneuert.  

 

 
Ohne Förderung würde die Darstellung wie folgt aussehen.  
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Der vorliegende Finanzierungsplan beinhaltet noch keine Förderungen durch Bund 

und Land, zumal diese noch nicht zugesichert sind. Sehr wohl sind die 

Finanzierungskosten durch die langfristige Zahlungsmodalität darin enthalten.  

 

Bei einer Förderung nach den derzeitigen Bestimmungen würde sich der jährliche 

Betrag von € 31.000,00 auf € 27.900,00 reduzieren. Bei einer Step by Step Umsetzung 

würden die jährlichen Kosten ca. € 32.000,00 betragen.  

 
A) INVESTITIONSAUFWAND 

Namentliche Bezeichnung Gesamtbetrag 

Teilbeträge gemäß Bauvolumen im Jahr 

2015 2016 2017 2018 jährl. bis 

2029 

 Gesamtbetrag in Euro; Teilbeträge in Tausend-Euro 

 Generalsanierung der Straßenbeleuchtung      465.000      31      31      31      31      31 

Gesamtkosten     465.000      31      31      31      31      31 

 

B) FINANZIERUNGSPLAN 
 

Namentliche Bezeichnung Gesamtkosten 

Teilbeträge gemäß Finanzierung im Jahr 

2015 2016 2017 2018 jährl. bis 
2029 

 Gesamtbetrag in Euro; Teilbeträge in Tausend-Euro 

Bedarfszuweisungen      465.000      31      31      31      31      31 

Gesamtkosten     465.000      31      31      31      31      31 

 

C) FOLGEKOSTENRECHNUNG (Jahresabschnitt) 

 
Einnahmen Betrag Prüfungsvermerk 

Gesamteinnahmen (Einsparungen bei Strom und Instandhaltung) jährlich 14.500  

   

 

 
Ausgaben Betrag Prüfungsvermerk 

Gesamtausgaben           0  

   

 

Der Gemeinderat hat einvernehmlich gefordert, dass ein Großteil der Einsparungen für die 

Investition herangezogen werden soll. Der Bürgermeister soll bei der Gemeindeabteilung dies 

entsprechend fordern, zumal eine Gleichbehandlung aller Kärntner Gemeinden gegeben sein 

sollte.  

 

Einstimmig wird dieser Antrag beschlossen. 

 
 

 

Antrag: 
 

Der Finanz- und Wirtschaftsausschuss stellt daher im Wege über den 

Gemeindevorstand an den Gemeinderat den Antrag, der Gemeinderat möge 

nachstehenden Finanzierungsplan beschließen. Alle Fördermöglichkeiten sind 

auszuschöpfen. Der Finanzierungsplan ist nach Bekanntgabe der möglichen 

Förderungen bzw. nach Bekanntgabe der Ausschreibungsergebnisse auf den 

tatsächlichen Bedarf zu reduzieren.  
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Antrag: 

Der Ausschuss für Finanzen und Wirtschaft stellt im Wege des 

Gemeindevorstandes an den Gemeinderat den Antrag, der Gemeinderat möge den 

dritten Nachtragsvoranschlag 2014 mit nachstehender Verordnung beschließen. 

9. Dritter Nachtragsvoranschlag 2014 
Berichterstatter: Bgm. Franz Josef Smrtnik 

 

In den Entwurf des dritten Nachtragsvoranschlages wurden  nach Absprache mit den 

Revisoren der Gemeindeabteilung die BZ-Mittel in der Höhe von € 7.700,00, welche 

für den Ankauf der Drehleiter für den Bezirk gebunden waren, sowohl einnahme- als 

auch ausgabenseitig herausgenommen, zumal diese Anschaffung bereits abgerechnet 

wurde.  

 

Ebenfalls wurden wir von Seiten der Revision darauf hingewiesen, dass die im 

mittelfristigen Finanzplan gebundenen BZ-Mittel für das Schulzentrum (Darlehen) in 

der Höhe von € 30.000,00 einnahmeseitig im Ansatz „Volksschule Bad Eisenkappel“ 

zu veranschlagen sind.  

 

Im Bereich des Schülerhortes erfolgte eine Anpassung bei der Sommerbetreuung 

sowie den Leistungserlösen.  

 

Für die Filialkirche St. Leonhard in Ebriach wurde eine Bedarfszuweisung in der Höhe 

von € 10.000,00 gewährt, welche in den Nachtragsvoranschlag eingebaut wurde.  

 

Beim Gebührenhaushalt Bauhof wurde die finanzielle Unterstützung des Landes für 

das AMS-Sonderbeschäftigungsprogramm 2014 in der Höhe von € 2.900,00 

eingebaut, wobei diese Förderung an die ARGE Geopark Karawanken 

weiterüberwiesen wird.  

 

Des Weiteren wurde für die investiven Maßnahmen bei den Obir-Tropfsteinhöhlen ein 

Betrag in der Höhe von 15.000,00 sowohl ein- als auch ausgabeseitig in den Nachtrag 

eingebaut.  

 

Im Bereich der sozialen Wohlfahrt wurde der nicht mehr gültige Direktanteil im 

Ausmaß von € 3.800,00 herausgenommen und verringert somit den Abgang. 

 

Der Gesamtabgang des ordentlichen Haushaltes konnte durch oa. Ein- bzw. Ausgaben 

auf eine Höhe von € 16.100,00 reduziert werden, welcher mit den zu erwartenden 

Mehreinnahmen bei den Ertragsanteilen bis Ende des Jahres abzudecken sein wird.  

 

Im Bereich des außerordentlichen Haushaltes wurde das Vorhaben „Sanierung 

Gemeindestraßen 1. Teil“ in den Nachtragsvoranschlag aufgenommen.  

 

Weitere Änderungen im außerordentlichen Haushalt ergaben sich nicht.   
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Verordnung 

 
des Gemeinderates vom  30.10.2014, Zahl: 1665-0/2014, über die Feststellung des 

dritten Nachtragsvoranschlages 2014. 

 

Gemäß § 88 der K-AGO 1998, LGB1.Nr. 66/98, wird der Voranschlag der 

Marktgemeinde Eisenkappel-Vellach nach der Verordnung des Gemeinderates vom 

20.12.2013  in der derzeit geltenden Fassung wie folgt abgeändert: 

 

Der § 1 (Gesamtsummen) der Voranschlagsverordnung erhält folgende Fassung: 

 bisher erweitert Gesamtsummen 

a) ordentlicher Voranschlag    

Summe der Einnahmen 5.031.700 52.600 5.084.300 

Summe der Ausgaben 5.081.600 18.800 5.100.400 

    

Abgang:             16.100 

    

b) außerordentlicher Voranschlag    

Summe der Einnahmen 1.308.800  49.600 1.358.400 

Summe der Ausgaben 1.308.800 49.600 1.358.400 

    

c) Gesamtsummen:    

Gesamteinnahmen 6.340.500 102.200 6.442.700 

Gesamtausgaben 6.390.400 68.400 6.458.800 

    

Abgang    16.100 

    

Die Verordnung tritt am 31.10.2014 in Kraft. 

Einstimmig wird dieser Antrag beschlossen. 
 

 
 

10. Leader Region – Gemeindebeitrag 
Berichterstatterin: Vizebgm. Bakk. Elisabeth Lobnik 

 

Der Verein Regionalentwicklung Südkärnten vertritt die Gemeinden Südkärntens bei 

der Durchführung und Abwicklung von Leader-Programmen gegenüber dem Land 

Kärnten, dem Bund und der EU.  

 

Die Marktgemeinde Eisenkappel-Vellach ist seit geraumer Zeit Mitglied bei diesem 

Verband und hat auch alljährlich einen Mitgliedsbeitrag bezahlt. 

 

Nun wurde uns von Seiten der Geschäftsführung mitgeteilt, dass der seit dem Jahre 

1996 nicht mehr geänderte Beitrag von € 1,00 pro Einwohner auf € 1,50 angehoben 

werden sollte, um damit die Weiterführung des Leader-Managements für die 

kommende EU-Förderperiode gewährleisten zu können.  
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In der Vorstandssitzung des Regionalverbandes wurde ein Beschlusstext verfasst, 

welcher nun dem Gemeinderat aller beteiligten Gemeinden zur Beschlussfassung 

vorgelegt wird. 

 

Ziel und Voraussetzung für die Beteiligung ist jedoch, dass für jede einzelne 

Gemeinde auch entsprechende Leaderprojekte initieert und umgesetzt werden. Gerade 

im Leader-Bereich hat unsere Gemeinde viel Potential, welches genutzt werden muss, 

um die Abwanderung zu stoppen und die wirtschaftliche Grundlage zu festigen.  

 

 

Zur Bewerbung als Leader-Region (Regionalkooperation Unterkärnten – 

Lavanttal/Rosental/Südkärnten) für die Förderperiode 2014 bis 2020 im Rahmen des 

„Österreichischen Programms für die Entwicklung des Ländlichen Raumes 2014-

2020“, Schwerpunkt Leader beschließt der Gemeinderat der Marktgemeinde 

Eisenkappel-Vellach:  

 

 als Mitglied des Vereins Regionalentwicklung Südkärnten, sich an der lokalen 

Aktionsgruppe „Regionalkooperation Unterkärnten“ zu beteiligen 

 Die Bewerbung als Leader-Region „Regionalkooperation Unterkärnten “ für die 

Programmperiode 2014-2020 

 Die Weiterführung der dafür notwendigen Rechtspersönlichkeiten (Verein 

Regionalkooperation Unterkärnten – Lavanttal/Rosental/Südkärnten) 

 Die Ausarbeitung einer regionalen Entwicklungsstrategie 

 Die Einbringung der laufenden Eigenmittel (1,5 Euro pro Einwohner/pro Jahr) 

für das LAG-Management bis zum Jahr 2023.  

 

 

Ort, Datum       Unterschrift, Stempel 

 

 

 
 

Ort, Datum       Unterschrift, Stempel 

  

 

 

Einstimmig wird dieser Antrag beschlossen. 

 
 

Antrag: 

 

Der Finanz- und Wirtschaftsausschuss stellt daher im Wege über den 

Gemeindevorstand an den Gemeinderat den Antrag, der Gemeinderat möge 

nachstehende Vereinbarung beschließen: 
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11. Flurbereinigung Trögern 
Berichterstatter: Vizebgm. Adolf Woschitz 

 

Wie in der Gemeinderatsitzung vom 21.11.2013 beschlossen, wurden nun im Rahmen 

eines Flurbereinigungsverfahrens durch das Amt der Kärntner Landesregierung Teile 

der Parzelle Nr. 217, KG 76222 Trögern, in das Eigentum des Herrn Ing. Johann Muri, 

9135 Trögern Nr. 16, übertragen.  

 

Antrag: 

 

Der Ausschuss für Umweltschutz und Bauwesen stellt im Wege über den 

Gemeindevorstand an den Gemeinderat den Antrag, dieser möge nachstehende  

Verordnung beschließen:  
 

VERORDNUNG 

des  Gemeinderates der Marktgemeinde Eisenkappel-Vellach vom 30.10.2014, Zahl: 

1665-0/2014, über die Auflassung von Grundstücksteilen aus dem öffentlichen Gut der 

Marktgemeinde Eisenkappel-Vellach.  

Auf Grund der §§ 2 Abs. 1 lit. a) und Abs. 6 lit. a) des Kärntner Straßengesetzes, K-

StrG., LGBl.Nr. 72/1991 idgF. wird verordnet: 

§  1 

Auflassung vom öffentlichen Gut 

Die in der Vermessungsurkunde des Amtes der Kärntner Landesregierung vom 

3.6.2014, GZ 10-ABK-FB-171/2014-TP, für die Auflassung bestimmten Trennstücke, 

werden von der Marktgemeinde Eisenkappel-Vellach , wie in der genannten 

Vermessungsurkunde dargestellt, aufgelassen und den jeweiligen Grundstücken 76222 

Trögern zugeschrieben. In die Vermessungsurkunde kann während der Amtsstunden 

im Marktgemeindeamt Eisenkappel-Vellach Einsicht genommen werden.  

§ 2 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt nach Ablauf des Tages, an dem sie an der Amtstafel der 

Marktgemeinde Eisenkappel-Vellach angeschlagen wurde, in Kraft.  

       Der Bürgermeister/župan:  

       Franz Josef Smrtnik 

Angeschlagen am:  

Abgenommen am: 

Einstimmig wird dieser Antrag beschlossen. 
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12. Verordnung; Übernahme und Auflassung vom öffentl. Gut 
Berichterstatter: Vizebgm. Adolf Woschitz 
 

Die mit Verordnung des Gemeinderates der Marktgemeinde Eisenkappel-Vellach vom 

28.6.2012, Zahl: 1091-0/2012,  muss dahingehend geändert werden, dass Trennstücke, 

die öffentliches Wassergut betreffen, nicht in die Verordnung aufzunehmen sind.  

 

Antrag: 

Der Ausschuss für Umweltschutz und Bauwesen stellt im Wege über den 

Gemeindevorstand an den Gemeinderat den Antrag, dieser möge nachstehende  

Verordnung beschließen:  

 

 

VERORDNUNG 
 

des Gemeinderates der Marktgemeinde Eisenkappel-Vellach vom 30.10.2014., Zahl: 

1665-0/2014, über die Übernahme von Grundstücksteilen in das öffentliche Gut bzw. 

Auflassung von Grundstücksteilen aus dem öffentlichen Gut der Marktgemeinde 

Eisenkappel-Vellach.   
 

Auf Grund der §§ 2 Abs. 1 lit. a) und Abs. 6 lit. a) des Kärntner Straßengesetzes, K-

StrG., LGBl.Nr. 72/1991 idgF. wird verordnet: 

 

§  1 

Übernahme in das öffentliche Gut 

 

Die in der Vermessungsurkunde der Angst Geo Vermessung ZT GmbH.,  Mettinger 

Straße 21, 9100 Völkermarkt, vom 7.9.2011, GZ 1023/06-V1-U, für die Übernahme in 

das öffentliche Gut der KG 76206 Eisenkappel bestimmten Trennstücke, werden von 

der Marktgemeinde Eisenkappel-Vellach, wie in der genannten Vermessungsurkunde 

dargestellt, in das öffentliche Gut der Marktgemeinde Eisenkappel-Vellach EZ „neu“,  

KG 76206 Eisenkappel, übernommen. In die Vermessungsurkunde kann während der 

Amtsstunden im Gemeindeamt Eisenkappel-Vellach Einsicht genommen werden.  

 

§ 2 

Auflassung von öffentlichem Gut 

 

Die in der Vermessungsurkunde der Angst Geo Vermessung ZT GmbH., Mettinger 

Straße 21, 9100 Völkermarkt, vom 7.9.2011, GZ 1023/06-V1-U, für die Auflassung 

bestimmten Trennstücke, werden von der Marktgemeinde Eisenkappel-Vellach, wie in 
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der genannten Vermessungsurkunde dargestellt, aufgelassen und den jeweiligen 

Grundstücken der KG 76206 Eisenkappel, zugeschrieben.  

 

In die Vermessungsurkunde kann während der Amtsstunden im Gemeindeamt 

Eisenkappel-Vellach Einsicht genommen werden.  

 

§ 3 

Inkrafttreten 

 

Diese Verordnung tritt nach Ablauf des Tages, an dem sie an der Amtstafel der 

Marktgemeinde Eisenkappel-Vellach angeschlagen wurde, in Kraft.  

 

      

       Der Bürgermeister/župan: 

       Franz Josef Smrtnik 

 

Angeschlagen am: 

Abgenommen am: 

 

Einstimmig wird dieser Antrag beschlossen. 

 
 

13. Aufhebung Aufschließungsgebiet 
Berichterstatter: Vizebgm. Adolf Woschitz 

 

Mit Verordnung des Gemeinderates der Marktgemeinde Eisenkappel-Vellach vom 

10.2.2000, Zahl 369-0/2000 wurden gemäß §§ 4, 4a des Gemeindeplanungsgesetzes 

1995 in der Fassung des Gesetzes Nr. 134/1997 die Parzelle Nr. 300/1,  KG  76212  

Lobnig, zum Großteil  als Aufschließungsgebiet festgelegt.  

 

Nunmehr wurde ein Teil dieser Parzelle von Herrn Johannes Olip, mit der Begründung 

angekauft, dort ein Garagengebäude zu errichten. Die Errichtung dieser 

Baumaßnahmen widerspricht nicht den Zielsetzungen des Örtlichen 

Entwicklungskonzeptes, weshalb die Aufhebung der Aufschließungsgebiete für den 

nunmehr der Parzelle Nr. 300/2, KG Lobnig, Eigentümer Johannes Olip, 

angeschlossenen Grundstücksteiles  nichts entgegensteht.   

 

Gemäß §§ 4, 4a und 13 des Kärntner Gemeindeplanungsgesetzes 1995 i.d.d.g.F. sind 

jedoch die Freigabe von Aufschließungsgebieten die festgelegten 

Verfahrensvorschriften für die Erlassung von Flächenwidmungsplänen sinngemäß 

anzuwenden, d.h. dass die Freigabe des Aufschließungsgebietes gemäß § 4 a Abs. 1 in 

Zusammenhang mit dem § 13 Abs. 1 des Kärntner Gemeindeplanungsgesetzes über 

einen Zeitraum von vier Wochen kundzumachen und der Entwurf in dieser Zeit 

aufzulegen ist. 
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Antrag: 

 

Der Ausschuss für Umweltschutz und Bauwesen stellt im Wege über den 

Gemeindevorstand an den Gemeinderat den Antrag, dieser möge die Aufhebung des 

Aufschließungsgebietes für das mit Verordnung des Gemeinderates vom 22.12.2000 

als Bauland – Dorfgebiet – Aufschließungsgebiet, gewidmete Teilstück der Parzelle 

Nr. 300/1, KG Lobnig, im Ausmaß von ca. 120 m²  laut Kundmachung vom 17.7.2014, 

Zahl 1003-7/2014, nachstehende Verordnung beschließen: 

 

 

 

Es erfolgte daher die Kundmachung bezüglich der Freigabe des vorangeführten 

Aufschließungsgebietes vom 7.8.2013 durch Anschlag an der Amtstafel und die 

Übermittlung der Kundmachung an alle zuständigen Stellen sowie Grundeigentümer. 

 

Gemäß § 13 Abs. 1 des Kärntner Gemeindeplanungsgesetzes 1995 i.d.d.g.F. ist 

jedermann berechtigt, schriftliche Einwendungen gegen die Aufhebung des 

Aufschließungsgebietes einzubringen. 

Es wurden innerhalb der Kundmachungsfrist keine Einwendungen eingebracht. 

 

Der Beschluss des Gemeinderates vom 10.2.2000 ist aufzuheben. 
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Einstimmig wird dieser Antrag beschlossen. 

 

 
 

 

14. Sanierung Wohnhaus Nr. 79 
Berichterstatter: GV Mag. Dr. MSc Andreas Jerlich 

 

Für die Sanierung des Wohnhauses Bad Eisenkappel Nr. 79 wurde auf Grund der 

Tatsache, dass bereits „Gefahr in Verzug“ ist (Dach und Kamine) Dachdecker-

Spengler- und Zimmermannsarbeiten sowie Baumeisterarbeiten ausgeschrieben.  

 

Die Ausschreibung im Wege einer „Direktvergabe“ im Sinne des 

Bundesvergabegesetzes ergab nachstehendes Ergebnis: 

 
 

Verordnung 

 

des Gemeinderates der Marktgemeinde Eisenkappel-Vellach vom 30.10.2014  Zahl: 

1665-0/2014, mit der die Aufhebung eines Teilstückes des Aufschließungsgebietes 

vom als Bauland – Dorfgebiet  – Aufschließungsgebiet, gewidmeten Grundstücken 

festgelegt wird.  

 

 

§ 1 

Für das nachstehende Grundstück wird die Freigabe einer Teilfläche des als 

Aufschließungsgebiet im Flächenwidmungsplan der Marktgemeinde Eisenkappel-

Vellach als „Bauland-Dorfgebiet-Aufschließungsgebiet“ aufscheinenden 

Grundstückes  

 

Parzelle Nr.  300/2, KG 76214 Lobnig 

im Ausmaß von ca. 120 m² 

festgelegt. 

 

§ 2 

Diese Verordnung tritt mit dem Tage des Ablaufes der Kundmachung der 

Genehmigung durch die Kärntner Landesregierung in der Kärntner Landeszeitung 

in Kraft.  

 

       Der Bürgermeister/župan: 

       Franz Josef Smrtnik 

 

Angeschlagen am: 

Abgenommen am:  
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Antrag: 

 

Der Ausschuss für Umweltschutz und Bauwesen stellt im Wege über den 

Gemeindevorstand an den Gemeinderat den Antrag, dieser möge die Vergabe der 

Dachdecker-, Kamin- und Spenglerarbeiten an die Firma  Dach Kandussi, 9300 St. 

Veit/Glan zum Anbotspreis von netto € 32.990,38 sowie die Kaminsanierung an die 

Firma WWM Hoch- und Tiefbau GmbH., 9141 Eberndorf, zum Anbotspreis von zirka 

netto € 8.100,-- beschließen.  Gleichzeitig sollte versucht werden, eine sofortige 

Finanzierungsmöglichkeit für die Errichtung der fehlenden Brandwand samt Innen- 

und Außenputzarbeiten zu suchen.  
 

Dachdecker-Spengler- und Zimmermannsarbeiten: 

Dach Kandussi, 9300 St. Veit/Glan   netto  EUR 32.990,38 

 

Baumeisterarbeiten: 

Fa. WWM Hoch-u. Tiefbau, 9141 Eberndorf netto  EUR 26.421,12 

 

Summe      netto  EUR 59.411,50 

 

 

Für das Wohnhaus Nr. 79 sind derzeit EUR 41.500,00 aus Rücklagen vorhanden. Eine 

Finanzierung der Gesamtleistungen ist daher nicht möglich.  

 

Die Baumeisterarbeiten beinhalten den Abbruch von 4 Stück Kaminköpfen sowie die 

Erneuerung eines Rauchfanges der Schurtl-Wohnung. Des Weiteren die Errichtung der 

fehlenden Brandwand samt Innen- und Außenputzarbeiten.  

 

Aus technischer Sicht wird darauf hingewiesen, dass der Entfall der zu errichtenden 

Brandwand im Fall der erforderlichen nachträglichen Errichtung Mehrkosten nach sich 

zieht.  

 

Mit den vorhandenen Rücklagen könnten die Dachdecker-, Kamin- und 

Spenglerarbeiten sowie der Abbruch von 4 Stück bzw. die Errichtung von 1 Stück 

Kaminköpfen abgedeckt werden.  

 

Im Ausschuss für Umweltschutz und Bauwesen wurde darüber diskutiert, dass auf 

Grund der Dringlichkeit die Sanierung sowohl des Daches als auch der Kamine sofort 

erfolgen soll, jedoch wäre es sinnvoll sämtliche erforderlichen Arbeiten 

durchzuführen, umso spätere Mehrkosten zu verhindern.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

Einstimmig wird dieser Antrag beschlossen. 
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15. Antrag der SPÖ-Gemeinderäte; Übernahme der Kosten für die Planung und     

      der Überprüfung zur möglichen Errichtung eines Verbindungsweges im    

      Bereich der Lobnigstraße 
Berichterstatter: GV Harald Kogelnik 

 

Die SPÖ-Gemeinderäte Michael Arbeitstein,  Christian Varch  und Ing. Helmut Malle 

haben in der Sitzung des Gemeinderates vom 04.07.2014 nachstehenden Antrag 

eingebracht: 
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Im Ausschuss für Umweltschutz und Bauwesen wurde dem Antrag – insbesondere im 

Hinblick auf die Befahrbarkeit von Rettungs- und Löschfahrzeugen vollinhaltlich 

zugestimmt. 

Um ungefähre Planungskosten zu eruieren ist es erforderlich, vermessungstechnische 

Vorarbeiten durchzuführen. Ebenso ist eine Stellungnahme eines geologischen 

Amtssachverständigen einzuholen und die Kontaktaufnahme mit den 

Grundeigentümern herzustellen.  
 

Auch der Finanzausschuss hat sich dieser Meinung angeschlossen. Erst wenn alle 

Ergebnisse vorliegen, kann eine realistische Kostenschätzung durchgeführt und 

Gespräche mit den Anrainern geführt werden.  

 

 

 

Einstimmig wird dieser Antrag beschlossen. 
 

 
 

16. Kärnten Solar; Absichtserklärung und Mietangebot 
Berichterstatter: Bgm. Franz Josef Smrtnik 

 

Die Marktgemeinde Eisenkappel-Vellach hat derzeit drei eigene Photovoltaikanlagen. 

Die eine ist direkt beim Gemeindeamt und wird neben der Elektrotankstelle auch für 

die Verbraucher am Gemeindeamt ausgerichtet und ist eine reine 

Eigenverbrauchanlage. 

 

Die zweite Anlage ist  beim Klärwerk in Blasnitzen und ist als Überschusseinspeiser 

konzipiert. Die dritte Anlage beim Freibad ist eine reine ÖMAG-geförderte 

Einspeisanlage. Alle drei Anlagen finanzieren sich von selbst, sind wirtschaftlich und 

bringen der Gemeinde langfristig Renditen.  

 

Da die Gemeinde keine großen Verbraucher an Orten, die für die Nutzung der 

Sonnenenergie optimal sind, hat und von der ÖMAG leider keine akzeptabeln Tarife 

mehr gewährt werden, scheint eine weitere gemeindeeigene Anlage kaum 

wirtschaftlich gestaltbar, zumal eine Vorfinanzierung auf 25 Jahre von der 

Gemeindeaufsicht nicht genehmigt wird bzw. diese Vorfinanzierung sich 

maastrichtschädigend auswirken würde. Die einzige Möglichkeit wäre, über eine Art 

Genossenschaft eine solche Anlage abzuwickeln. Dabei könnte auch die schon beim 

Freibad angedachte Bürgerbeteiligung integriert werden.  

 

Antrag: 

 

Der Ausschuss für Finanzen und Wirtschaft sowie der Ausschuss für Umweltschutz 

und Bauwesen stellt im Wege des Gemeindevorstandes an den Gemeinderat den 

Antrag, der Gemeinderat möge  die Übernahme der Kosten für die Ausarbeitung des 

Projektes nach Maßgabe der finanziellen Mittel beschließen.  
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Antrag: 

 

Der Gemeindevorstand stellt an den Gemeinderat den Antrag, der Gemeinderat 

möge nachstehende Absichtserklärung & Mietangebot beschließen: 

 

Als idealer Ort würden sich die Dächer der Gemeindewohnhäuser eignen. Diese 

Dächer müssen sowieso in den nächsten Jahren saniert werden. Wenn bei dieser 

Sanierung sogar Indachlösungen wirtschaftlicher erscheinen, so könnten bei der 

Umsetzung zu Gunsten der Mieter Einsparungen getätigt werden.  

 

Gemeinsam mit dem Regionalverband und Dr. Plaimer wurde Kärnten Solar dafür 

gewonnen, die Umsetzung einer Photovoltaikanlage als Bürgerbeteiligungsmodel zu 

prüfen bzw. bei Wirtschaftlichkeit umzusetzen. Da die Vorbereitungen sehr aufwändig 

sind muss Kärnten Solar auch die Sicherheit haben, dass bei der Umsetzung der 

Eigentümer – also die Gemeinde – auch die Zustimmung zu den vereinbarten 

Bedingungen gibt.  

 

Aus diesem Grund wird folgender Antrag gestellt: 

 

 

 

 

 

 
 

Absichtserkärung & Mietangebot 
 

Die Marktgemeinde Eisenkappel – Vellach als Eigentümerin und Nutzungsberechtigte 

der Liegenschaften .329, .330 und 69/1, alle KG 76206 Eisenkappel, erklärt hiermit 

ihre Absicht, am Projekt „Testfeld Bürgerkraftwerke Eisenkappel“ als 

Bestandsflächeninhaberin und Projektträgerin mitzuwirken und bietet der 

Ingenieurbüro Jaindl & Garz GmbH, Kogelweg 14, 9210 Pörtschach, hiermit 

unwiderruflich nachstehende Bestandflächen zur Anmietung zu folgenden 

Bedingungen an: 

 

1) Das Ingenieurbüro Jaindl & Garz GmbH beabsichtigt in der Form 

unterschiedlicher Bürgerbeteiligungsmodelle mehrere Photovoltaikanlagen auf 

den Liegenschaften der Mietanbieterin zu errichten.  

 

2) Die Marktgemeinde Eisenkappel – Vellach bietet hiermit unwiderruflich und 

verbindlich der Ingenieurbüro Jaindl & Garz GmbH die Südwest-Dachflächen 

der Wohnhäuser auf den genannten Liegenschaften zur Anmietung und zur 

Errichtung und Nutzung der Photovoltaikanlagen für die Dauer von 25 Jahren, 

beginnend mit dem Tag der Annahme dieses Anbotes, und einen jährlichen im 

Vorhinein zu entrichtenden Mietzins in der Höhe von EUR 8,00 pro 

installiertem kW Engpassleistung zuzüglich der gesetzlichen Mehrwertsteuer 

an. 
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3) Für den Fall der Annahme dieses Anbotes durch die Ingenieurbüro Jaindl & 

Garz GmbH wird ein gesonderter und detaillierter Mietvertrag errichtet, 

welcher insbesondere regelt, dass: 

a. der Vermieterin während der Laufzeit von 25 Jahren ein 

Kündigungsrecht nur aus wichtigem Grund zukommt, 

b. nach Vertragsablauf die vertragsgegenständliche Anlage auf Kosten der 

Mieterin entfernt zu werden hat und dass 

c. durch sämtliche die Anlage betreffenden Haftungen seitens der Mieterin 

zu tragen sind.  

 

4) Mit Annahme dieses Angebotes durch das Ingenieurbüro Jaindl & Garz GmbH 

wird bereits ein rechtswirksames Mietverhältnis begründet, der gesondert zu 

errichtende Mietvertrag dient nur noch zur vertraglichen Regelung von 

notwendigen Einzelheiten. 

 

5) Die Vermieterin bzw. Mietanbieterin bleibt mit diesem Angebot unwiderruflich 

bis zum 31.12.2015 der Ingenieurbüro Jaindl & Garz GmbH im Wort. 

 

6) Zur rechtswirksamen Begründung des Mietverhältnisses reicht es aus, dass 

seitens der Ingenieurbüro Jaindl & Garz GmbH an die Vermieterin bzw. 

Mietanbieterin bis zum 31.12.2015 schriftlich mitgeteilt wird, dass dieses 

Angebot angenommen und bis zum genannten Datum auch tatsächlich mit der 

Errichtung begonnen wird. 

 

7) Sofern die rechtliche und wirtschaftliche Gestaltung einzelner 

Bürgerkraftwerke eine andere Rechtsform bedingt (etwa Genossenschaft, 

Verein etc.), so gelten die obigen Vereinbarungen in gleichem Maße für diese.  

Eisenkappel, am 30.10.2014  

 

 

……………………………………………………………………. 

                                                   (VermieterIn) 

 

GR. Hans Georg Lopar: Erfreulich, dass unserem Antrag zugestimmt wird. Mit dieser 

Vorgangsweise haben wir zwei Fliegen auf einen Streich. Der Antrag ist sehr zu 

begrüßen.  

GV. Dr. Mag. Andreas Jerlich, MSc.: Die Initiative ist grundsätzlich 

unterstützenswert, zumal die Gemeinde in Sachen Energie sehr aktiv ist. Die Form und 

der Inhalt dieser Vereinbarung, die 25 Jahre lang läuft, ist für mit zu wenig 

detailreich. 
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 Was mich stört, dass man mit uns nicht offen spricht, immerhin sieht man auf der 

Homepage der Vertragsfirma, dass ein solches Modell beabsichtigt ist und dass sogar 

eine Masterarbeit darüber verfasst wird.  

Vizebgm
in

: Elisabeth Lobnik, Bakk: Wir haben dies im Gemeindevorstand 

ausführlich diskutiert. Stein des Anstoßes war, dass das Angebot sehr einseitig ist und 

viele Punkte nicht ausverhandelt wurden. Zwei Punkte wurden aufgrund unseres 

Vorschlages seit der Gemeindevorstandsitzung ergänzt. Andere Punkte, wie 

Nachnutzung, Haftungsfrage usw. fehlen noch. Es ist ein tolle Idee, aber die 

Vorgangsweise ist nicht in Ordnung und nicht fair. Wir haben noch keine 

Dachsanierungskosten, das Mitangebot ist nicht überdringlich. Auch auf der 

Homepage der Firma wird dies so dargestellt, als wäre schon alles fixiert.  

GR. Dr. Stefan Merkač: Die Inhalte auf der Homepage stören mich auch, auch wenn 

diese mit „geplant soll“ bezeichnet sind. Eine Entscheidung des Gemeinderates 

nehmen sie aber nicht vorweg.   Ich finde dies als eine tolle Idee, auch eine 

wissenschaftliche Begleitung finde ich interessant. Wir können dies von der 

Tagesordnung nehmen und nach konkreter Vorberatung im Dezember auf die 

Tagesordnung geben.  

Der Bürgermeister stellt daher den Antrag, den Antrag bis zur nächsten Sitzung 

zurück zu stellen.   

Einstimmig wird dieser Antrag bis zur nächsten Sitzung zurückgestellt. 

 

 
 

 

17. Fördervereinbarung Obir Tropfsteinhöhle 
Berichterstatter: Bgm. Franz Josef Smrtnik 

 

 

Die Obir Tropfsteinhöhlen Errichtungs- und BetriebsgesmbH. hat mit Schreiben vom 

27.06.2014 für investive Maßnahmen (Ankauf Notstromaggregat, Schrankenanlage 

und EDV-Software) von Landeshauptmann-Stv. Dr.
in

 Gaby Schaunig und LR Dipl.-

Ing. Christian Benger eine Förderzusage in der Höhe von 15.000,00 in Form von 

Bedarfszuweisungsmittel außerhalb des Rahmens gewährt bekommen.  

 

Hiefür ist eine Fördervereinbarung zwischen der Obir Tropfsteinhöhle und der 

Marktgemeinde Eisenkappel-Vellach abzuschließen. 
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F Ö R D E R U N G S V E R T R A G 

 

abgeschlossen zwischen der 

 

Marktgemeinde Eisenkappel-Vellach  

............................................................................................................................ 

in der Folge kurz „FÖRDERUNGSGEBERIN“ genannt 

 

UND 

Obir Tropfsteinhöhlen Errichtungs- und BetriebsgemsbH. 

............................................................................................................................ 

in der Folge kurz „FÖRDERUNGSWERBER“ genannt 

 

 

1. Gegenstand des Förderungsvertrages: 

Gegenstand dieses Vertrages ist die Förderung der nachstehend umschriebenen 

Maßnahme unter den nachstehend umschriebenen Voraussetzungen: 

 

 

Investive Maßnahmen der Obir Tropfsteinhöhle (Ankauf Notstromaggregat,  

Schrankenanlage, EDV-Software) 

 

2. Art und Höhe der Förderung: 

Die gewährte Förderung für die unter Punkt 1 beschriebene Maßnahme beträgt  

€ 15.000,00 

 

Antrag: 

 

Der Finanz- und Wirtschaftsausschuss stellt daher im Wege über den 

Gemeindevorstand an den Gemeinderat den Antrag, der Gemeinderat möge 

nachstehende Fördervereinbarung beschließen. 
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3. Finanzierungsplan: 

 

3.1   Der Förderungswerber bestätigt die Aufbringung der nachstehend im 

Finanzierungsplan dargestellten Geldmittel: 

 €  % 

Eigenmittel 

 

€ 15.000,00  

Bedarfszuweisungsmittel (a.R.) 

 

€ 15.000,00  

Sonderbedarfszuweisungsmittel 

 

€   

Sonstige Mittel:           
 

....................................................... 

                             

 
 
€ 

 

 

........................................... 

 

GESAMTINVESTITIONSKOSTEN € 
30.000,00 100% 

 

3.2 Der Förderungswerber verpflichtet sich, durch Eigenmittel in der Höhe von 50% 

       finanziell zur Durchführung des beschriebenen Projektes beizutragen. 

 

3.3 Das Zustandekommen des Vertrages ist dadurch aufschiebend bedingt, dass  

der Förderungswerber der Förderungsgeberin alle Zuwendungen schriftlich 

mitteilt, die er für die vertragsgegenständliche Maßnahme in den letzten fünf 

Jahren vor Abschluss dieses Vertrages aus öffentlichen Mitteln (unter Einschluss 

von Mitteln der Europäischen Union) erhalten hat, um deren Gewährung 

angesucht worden ist sowie um deren Gewährung der Förderungswerber noch 

ansuchen will. Stellt der Förderungswerber später ein zum Zeitpunkt des 

Abschlusses dieses Vertrages noch nicht geplantes Förderungsansuchen oder 

erhält er eine Förderung, hat er auch das der Förderungsgeberin unverzüglich 

mitzuteilen. Mitteilungspflichtige Zuwendungen sind auch dem 

Förderungswerber individuell gewährte Steuerbefreiungen und –erleichterungen 

sowie Entlastungen von anderen öffentlichen Lasten. 
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4. Europarecht: 

 

4.1. Der Förderungswerber verpflichtet sich, schriftlich jede De-minimis-Beihilfe − 

gleich welcher Art und Zielsetzung und unabhängig davon, ob die von dem 

Mitgliedstaat gewährte Beihilfe ganz oder teilweise aus Gemeinschaftsmitteln 

finanziert wird − anzugeben, die er in den vorangegangenen zwei Steuerjahren 

sowie im laufenden Steuerjahr erhalten hat. Das Zustandekommen des 

Vertrages ist durch diese Mitteilung und dadurch aufschiebend bedingt, dass die 

Förderung den Voraussetzungen der Verordnung (EG) Nr 1998/2006 der 

Kommission vom 15. Dezember 2006 über die Anwendung der Artikel 87 und 

88 EG-Vertrag auf „De-minimis“-Beihilfen, ABl 2006 L 379/5 entspricht. 

Mitteilungspflichtige Zuwendungen sind auch dem Förderungswerber individuell 

gewährte Steuerbefreiungen und –erleichterungen sowie Entlastungen von 

anderen öffentlichen Lasten. Die Förderungsgeberin weist ausdrücklich darauf 

hin, dass es sich bei der gegenständlichen Förderung um eine De-minimis-

Beihilfe im Sinn dieser Verordnung handelt. 

4.2   Die Rückforderung von Beihilfen, die dem EG-Recht widersprechen, richtet sich 

       nach 7. 

 

5. Durchführung: 

 

5.1 Der Förderungswerber verpflichtet sich, bei Vorliegen der Voraussetzungen des 

§ 3 Abs 2 Bundesvergabegesetz 2006 – BVergG die Bestimmungen dieses 

Bundesgesetzes im Oberschwellenbereich einzuhalten.  

 

5.2 Bei allfälligen Änderungen der dem Vertrag zu Grunde liegenden Maßnahme ist 

vor Durchführung der Maßnahme die schriftliche Zustimmung der 

Förderungsgeberin einzuholen. Die im Förderungsvertrag festgelegten Termine 

sind strikt einzuhalten. 

 

5.3  Die Förderungsgeberin behält sich vor, allfällige technische und wirtschaftliche 

Überprüfungen der Maßnahme auch nach Fertigstellung entweder selbst 

durchzuführen oder sich zur Durchführung Dritter zu bedienen. Der 

Förderungswerber hat daher über Aufforderung Organen der 
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Förderungsgeberin den Zugang zur Anlage zu gestatten, erforderliche 

Auskünfte zu erteilen sowie die Einsichtnahme in zugehörige Unterlagen zu 

ermöglichen. Eine allfällige Überprüfung der Maßnahme durch 

rechnungshofartige Einrichtungen wird jedenfalls vorbehalten.  

 

5.4 Zum Nachweis der Maßnahme und der widmungsgemäßen Verwendung der 

Fördermittel sind gesonderte auf die Gesamtkosten der Maßnahme bezogene 

Aufzeichnungen zu führen und samt den dazugehörigen Abrechungsbelegen 

sieben Jahre entweder im Original oder in beglaubigter Abschrift auf allgemein 

üblichen Datenträgern sicher und geordnet aufzubewahren. 

 

5.5  Der Förderungswerber verpflichtet sich, der Förderungsgeberin unverzüglich 

alle Ereignisse mitzuteilen, welche die Durchführung der geförderten Leistung 

verzögern oder unmöglich machen oder eine Abänderung gegenüber dem 

Förderungsansuchen oder der vereinbarten Bedingungen erfordern würden. 

 

5.6  Der Förderungswerber leistet Gewähr dafür, dass er die für die Durchführung 

der Leistung erforderlichen Befähigungen besitzt. Handelt es sich um eine 

juristische Person gilt dies entsprechend für deren Organe. 

 

5.7  Der Förderungswerber verpflichtet sich, das Gleichbehandlungsgesetz zu 

beachten. 

 

6. Auszahlung: 

 

6.1 Die Auszahlung der jeweils aliquoten Fördermittel erfolgt – nach Verfügbarkeit - 

in Teilbeträgen nach Maßgabe des Baufortschrittes auf Grundlage der vom 

Förderungswerber vorzulegenden anerkannten und saldierten 

Originalrechnungen bzw tatsächlich geleisteten Zahlungen. 

 

6.2  Akontozahlungen können nur auf Grundlage tatsächlich geleisteter Zahlungen 

ausbezahlt werden. 
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6.3  Im Rahmen der geförderten Maßnahme können nur jene Originalrechnungen 

bzw tatsächlich geleisteten Zahlungen für Leistungen anerkannt werden, die 

nach dem im Fördervertrag vereinbarten Termin für den Beginn der 

Durchführung der Maßnahme in Angriff genommen worden sind. 

 

6.4 Zur Abrechnung sind folgende Unterlagen vorzulegen: 

 

a) detaillierte Auflistung der Kosten; 

 
b) anerkannte und saldierte Originalrechnungen, Zahlungsbelege, 

dazugehörige Kontoauszüge sowie sonstige notwendige bzw geeignete 

Nachweise (zB für die Erfüllung der Förderungsvoraussetzungen); 

 

c) Darstellung der Projektfinanzierung einschließlich Angabe aller tatsächlich 

gewährten Förderungen und 

 

d) ein abschließender Bericht über die durchgeführte Maßnahme und die 

erzielten Projektergebnisse. 

 

6.5 Die Endabrechnungsunterlagen (rechtsverbindlich gefertigter Schlussbericht 

einschließlich der Abrechnung mit allen zur Beurteilung erforderlichen 

Unterlagen in übersichtlicher Form) sind spätestens ein Jahr nach Fertigstellung 

der Maßnahme der Förderungsgeberin vorzulegen. 

 

6.6   Die Auszahlung von 10 vH der Fördermittel darf erst nach Anerkennung der 

Endabrechnung durch die Förderungsgeberin, sowie Nachweis der Erfüllung der 

sonstigen Förderungsvoraussetzungen erfolgen. 

 

7. Einstellung und Rückerstattung: 

 

7.1  Über Aufforderung der Förderungsgeberin hat der Förderungswerber innerhalb 

von vier Wochen die gewährten Förderungsmittel gänzlich oder teilweise, bei 

Verzinsung vom Tag der Auszahlung mit 4 vH über dem Basiszinssatz, zurück 

zu erstatten, wenn  
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a) Fördermittel trotz Nichteintritts einer vereinbarten Bedingung ausbezahlt 

worden sind; 

 

b) die Förderungsgeberin oder deren Beauftragte über wesentliche 

Umstände unrichtig oder unvollständig informiert worden sind; 

 

c) die geförderte Maßnahme nicht, nicht vereinbarungsgemäß oder nicht 

rechtzeitig durchgeführt worden ist; 

 
d) die Fördermittel ganz oder teilweise widmungswidrig verwendet worden 

sind; 

 

e) wenn die sonstigen Förderungsvoraussetzungen nicht, nicht 

vereinbarungsgemäß oder nicht rechtzeitig erfüllt worden sind; 

 

f) die Voraussetzungen für die Gewährung der Fördermittel nachträglich, 

wenn auch nur teilweise, entfallen sind; 

 

g) über das Vermögen des Förderungswerbers vor Beendigung der 

Durchführung der Maßnahme oder vor Erfüllung sämtlicher 

Förderungsvoraussetzungen ein Konkursverfahren eröffnet bzw die 

Eröffnung des Konkursverfahrens mangels kostendeckenden Vermögens 

abgewiesen worden ist; 

 

h) der Betrieb des Förderungswerbers vor Erfüllung sämtlicher 

Förderungsvoraussetzungen dauernd eingestellt worden ist; 

 
i) vorgesehene Berichte nicht erstattet, Nachweise nicht beigebracht oder 

erforderliche Auskünfte nicht erteilt worden sind, sofern eine schriftliche, 

entsprechend befristete und den ausdrücklichen Hinweis auf die 

Rechtsfolgen enthaltende Mahnung erfolglos geblieben ist; 

 
j) vom Förderungswerber Überprüfungen be- oder verhindert worden sind; 
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k) der Förderungswerber Ereignisse, welche die Durchführung der 

geförderten Maßnahme verzögern oder unmöglich machen oder eine 

Änderung der Förderungsbedingungen im Sinn von Punkt 5.6 

erforderlich machen würden, nicht rechtzeitig mitgeteilt hat; 

 

l) der Förderungsgeber gegen die Verpflichtungen aus Punkt 9. 

(Rechtsnachfolge) verstößt; 

 

m) die Richtigkeit der Endabrechnung innerhalb der 7-jährigen 

Aufbewahrungsfrist nicht mehr überprüfbar ist, es sei denn, dass die 

Unterlagen ohne Verschulden des Förderungswerbers (auf Grund 

höherer Gewalt zB Naturkatastrophen, Brand) verloren gegangen sind; 

 

n) die ausdrückliche schriftliche Zustimmung zur Datenübermittlung nach 

dem Datenschutzgesetz 2000 – DSG, schriftlich widerrufen worden ist; 

 

o) der Förderungswerber das Gleichbehandlungsgesetz verletzt hat oder 

 

p) wenn dies aus gemeinschaftsrechtlichen Gründen geboten ist, 

insbesondere weil die Förderung gegen das EG-Beihilfeverbot verstößt. 

Das gilt nicht nur, wenn einer Förderung die Genehmigung der 

Kommission versagt wird oder sie nicht einem genehmigten 

Förderprogramm entspricht, sondern auch dann, wenn eine Förderung 

entgegen der Notifizierungspflicht gemäß Art 88 Abs. 3 EGV zugesagt 

oder gewährt worden ist oder 

 

Variante:  

wenn dies aus gemeinschaftsrechtlichen Gründen geboten ist oder 

q) wenn Fördermittel aus welchen Gründen auch immer nicht verbraucht 

worden sind. 

 

7.2 Tritt einer der oben (7.1.) angeführten Sachverhalte ein, so erlischt gleichzeitig 

die Zusicherung hinsichtlich der noch nicht ausbezahlten Förderung. 
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7.3 Von einer Einstellung und Rückerstattung der Fördermittel kann in den Fällen 

der Eröffnung des Ausgleiches über das Vermögen des Förderungswerbers oder 

einer Veräußerung abgesehen werden, wenn trotz Eröffnung des Ausgleichs 

bzw. der Veräußerung die Erreichung des Förderungszieles nicht gefährdet 

scheint. Auf die Anmeldung einer Forderung im Konkursverfahren darf von der 

Förderungsgeberin nicht verzichtet werden. 

 

8. Rechtsnachfolge: 

Überträgt der Förderungswerber das geförderte Unternehmen/Objekt/den 

geförderten Betrieb vor vollständiger Verwirklichung des vereinbarten 

Förderzwecks/der vereinbarten Maßnahme an einen Dritten im Wege der 

Einzelrechtsnachfolge, worunter auch die Verpachtung oder Vermietung fällt, so hat 

er sicherzustellen, dass der Einzelrechtsnachfolger die Verpflichtungen dieses 

Förderungsvertrages übernimmt. Für allfällige Rückforderungsansprüche bleibt der 

Überträger der Förderungsgeberin als Gesamtschuldner verpflichtet. 

 

Variante: Die Übertragung des geförderten Unternehmens/Objekts/des geförderten 

Betriebs im Wege der Einzel- oder Gesamtrechtsnachfolge unter Lebenden 

(einschließlich der Verpachtung oder Vermietung) vor vollständiger Verwirklichung 

des vereinbarten Förderzwecks/der vereinbarten Maßnahme an einen Dritten ist an 

die Zustimmung der Förderungsgeberin gebunden. 

 

9. Abtretung, Anweisung oder Verpfändung: 

 

Der Förderungswerber verpflichtet sich, weder durch Abtretung, Anweisung oder 

Verpfändung noch auf andere Weise über die gewährte Förderung zu verfügen. 

 

10. Haftungsausschluss: 

 

Eine Haftung der Förderungsgeberin wegen allfälliger Verletzungen dieses Vertrages 

und für vor dem Vertragsabschluss getätigte Äußerungen oder Zusicherungen und 

für eine Fehlbeurteilung der EG-rechtlichen Voraussetzungen wird auf grobes 

Verschulden beschränkt. 
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11. Datenschutz: 

 

Der Förderungswerber erklärt seine ausdrückliche Zustimmung gemäß 

Datenschutzgesetz 2000 – DSG, dass alle im Ansuchen um Gewährung von 

Fördermitteln enthaltenen sowie bei der Abwicklung und Kontrolle der Förderung 

anfallenden, personenbezogenen und automationsunterstützt verarbeiteten Daten 

 

a) den zuständigen Landesstellen, dem Landesrechnungshof, dem 

Rechnungshof der Republik Österreich und den Organen der EU für 

Kontrollzwecke übermittelt werden dürfen und 

 

b) Dritten zum Zwecke der Erstellung der notwendigen wirtschaftlichen 

Analysen und Berichte (zB Evaluierungen) über die Auswirkungen der 

Förderung – unter Wahrung von Geschäfts- und Betriebsgeheimnissen – 

überlassen werden dürfen. 

 

12. Rechtswahl und Gerichtsstand: 

 

Dieser Vertrag unterliegt österreichischem Recht mit Ausnahme der 

Verweisungsnormen des internationalen Privatrechts. Gerichtsstand in allen aus der 

Gewährung einer Förderung entstehenden Rechtsstreitigkeiten ist das sachlich 

zuständige Gericht in Klagenfurt. Der Förderungsgeberin ist vorbehalten, den 

Förderungswerber auch bei seinem allgemeinen Gerichtsstand zu belangen. 

 

13. Allgemeine Bestimmungen: 

 

13.1 Der Förderungswerber erklärt diesen Förderungsvertrag vorbehaltlos 

anzunehmen. 

 

13.2  Dieser Vertrag wird in zwei Gleichschriften ausgefertigt, wovon je eine 

Gleichschrift der Förderungswerber und die Förderungsgeberin erhalten. 
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13.3 Abänderungen und Ergänzungen dieses Vertrages bedürfen der Schriftform. 

 

 

Bad Eisenkappel, am 22.10.2014   

 

Fertigung durch die Gemeinde: 

 

Der Bürgermeister/župan:  

     

 Franz Josef Smrtnik  

       

       

Für den Gemeindevorstand:    

 

      Für den Gemeinderat:  

 

 

Beschluss des Gemeinderates vom 30.10.2014, Zahl: .......................................... 

 

      Fertigung durch den Förderungswerber: 

  

      Christian Varch, Geschäftsführer  

 

 

Einstimmig wird dieser Antrag beschlossen. 

 

 
 

18. Verordnung; Friedhofparkplätze Kurzparkzone 
Berichterstatter: GV Harald Kogelnik 

 

Auf Grund der prekären Parkplatzsituation im Bereich des Friedhofes in Bad 

Eisenkappel ist es unbedingt notwendig, für die Parkplätze vor der Aufbahrungshalle 

eine Kurzparkzone zu erlassen.  

Die Verordnung sieht einen Kurzparkzonenbereich für die Parzelle Nr. 133/1 sowie 

133/2, beide KG 76206 Eisenkappel, wie im beiliegenden Lageplan ersichtlich, vor. 
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Die Kurzparkzone wird für die Zeit von Montag bis Freitag in der Zeit von 8.00 bis 

18.00 Uhr und am Samstag von 8.00 bis 12.00 Uhr mit einer Parkdauer von 90 

Minuten verordnet.  

 

Im Norden unmittelbar vor der Einbindung in die Lobnigstraße auf Parzelle Nr. 626, 

KG 76206 Eisenkappel, die im Eigentum der Röm.-kath. Kirche ist, soll im 

Einvernehmen mit Herrn Pfarrer Zunder ein Parkverbot erwirkt werden, um so die 

Einfahrt in die Lobniger Gemeindestraße übersichtlicher zu machen. 
 

 

 

VERORDNUNG 

 

§ 1 

Für den Bereich der Parzelle Nr. 133/1, KG 76206 Eisenkappel, sowie Parzelle Nr. 133/2, KG 

76206 Eisenkappel, jeweils beginnend vom südlichen Beginn der Parzellengrenze bis zum 

nördlichen Ende der Parzellengrenzen wird gem. § 25 der StVO in Verbindung mit der 

Verordnung des Bundesministeriums für Verkehr, BGBl. Nr. 250/1983 idgF. 

(Kurzparkzonenüberwachungsverordnung) eine Kurzparkzone verordnet.  

 

§ 2 

Die Kurzparkzone wird auf die Zeit von Montag bis Freitag von 8.00 bis 18.00 Uhr und am 

Samstag von 8.00 bis 12.00 Uhr  mit einer Kurzparkdauer von 90 Minuten beschränkt.  

 

§ 3 

Die Kurzparkzonenverordnung ist durch Anbringen der Verkehrszeichen nach § 52 Ziff. 13 d) 

und e) der vorzitierten Straßenverkehrsordnung mit der Zusatztafel „Parkdauer 90 Minuten“ 

und „Montag bis Freitag von 8.00 bis 18.00 Uhr und am Samstag, von 8.00 bis 12 Uhr“ durch 

die Straßenverwaltung der Marktgemeinde Eisenkappel-Vellach kundzumachen.  

 

§ 4 

Diese Verordnung tritt mit der Kundmachung durch Anbringung der vorzit. Verkehrszeichen 

in Kraft und verliert mit Entfernung derselben ihre Wirksamkeit. 

 

§ 5 

Übertretungen dieser Verordnung werden als Verwaltungsübertretungen in Entsprechung der 

Strafbestimmungen der vorzit. Straßenverkehrsordnung 1960 bestraft.  

 

Die Gemeinderäte Kummer Franz, Karnicar Daniela, Bevc Paul, Wutte Roman, 

Hiessberger Brigitte und Varch Christian sprechen sich mit ihren Wortmeldungen 

gegen eine Kurzparkzone aus.  
 

Dieser Antrag erhielt 18 Gegenstimmen und wird daher abgelehnt. 
Dafür: Dr. Stefan Merkač 

 

Antrag:  
 

Der Gemeindevorstand stellt an den Gemeinderat den Antrag, dieser möge die 

nachstehende Verordnung beschließen: 
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19. Ärztliche Versorgung; Petition 
Berichterstatter: Bgm. Franz Josef Smrtnik 

 

Unser Arzt Dr. Jelen beabsichtigt in den nächsten Monaten in den Ruhestand zu treten. 

Aufgrund einer bewilligten aber nicht realisierten Apotheke in unserer Gemeinde hat 

sein Nachfolger nach den derzeit geltenden Richtlinien keine Möglichkeit eine 

Hausapotheke zu führen. Ohne Hausapotheke wird es kaum möglich sein einen 

Nachfolger zu finden, zumal der zweite Arzt eine solche hat und somit zwei 

grundverschiedene Angebote im Ort vorhanden wären.  

 

Die Inhaberin des Apothekenrechts setzt derzeit keinerlei Schritte zur Umsetzung ihres 

Vorhabens. Trotzdem dürfte Sie im nächsten Jahr – nach Ablauf der Frist – eine 

Verlängerung ihres Rechts beantragen. Auch wenn diese nicht gewährt werden sollte, 

hat sie die Möglichkeit gegen die Ablehnung zu berufen und somit ihr Recht zu 

verlängern.  

 

Die Marktgemeinde Eisenkappel-Vellach hat mit ihren 2400 Einwohnern, mit einem 

Kurzentrum indem sich täglich an die 250 Gäste befinden, ein Altersheim, zwei Heime 

für Asylwerber, ein Versorgungsbereich von 200 km² sowie einem Anteil von über 30 

% an EinwohnerInnen über 60 Jahre mit den bisherigen zwei Ärzten und zwei 

Hausapotheken kaum das Auslangen gefunden. Eine Apotheke wäre durchaus eine 

sinnvolle Ergänzung nicht aber ein Ersatz für das derzeitige Angebot.  

 

Um die bisherige knappe Versorgung aufrecht halten zu können, haben sich alle im 

Gemeinderat vertretenen Fraktionen zu einer Unterschriftenaktion bekannt. Diese 

wurde von 1149 BürgerInnen unterzeichnet.  

 

 

P e t i t i o n/B ü r g e r i n i t i a t i v e 

 

an die Gesundheitsreferentin LHStv. Dr
in

. Beate Prettner sowie an die 

Bundesministerin für Gesundheit Dr
in

 Sabine Oberhauser.  

 

Der Gemeinderat der Marktgemeinde Eisenkappel-Vellach unterstützt mit 1149 

Unterschriften und stellt das dringende Ersuchen an die Bundesregierung sowie das 

Land Kärnten, alles zu unternehmen, damit die bisherige Grundversorgung der 

Gemeinde mit zwei Ärzten und zwei Hausapotheken auch künftig gewährleistet sein 

wird.  

 

Die Grundversorgung des ca. 200 km² umfassten Gemeindegebietes mit einem Anteil 

von mehr als einem Drittel über 60ig jährigen und Großteils nicht mobilen 

Antrag: 
 

Der Gemeindevorstand stellt an den Gemeinderat den Antrag, der Gemeinderat 

möge nachstehende Petition beschließen: 
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BürgerInnen ist nur mit den zwei Landärzten inkl. Hausapotheke gegeben, zumal im 

Extremfall die nächste Apotheke über 50 km entfernt ist.  

 

Mit Bescheid vom 17.5.2010 wurde von der Bezirkshauptmannschaft Völkermarkt 

eine Konzession zur Errichtung einer öffentlichen Apotheke in Eisenkappel erteilt. Die 

Empfängerin dieser Konzession hat aber bisher kaum Schritte unternommen, mit 

denen man annehmen kann, dass sie ihr Recht umsetzen wird. Die 

Konzessionserteilung selbst wirkt sich aber insofern schon rechtlich aus, zumal der 

potentielle Nachfolger eines in Kürze in Ruhestand tretenden Arztes keine 

Bewilligung einer Hausapotheke erhält.  

 

Dass es in Österreich schwierig ist, neue Landärzte zu erhalten, ist ja allgemein 

bekannt. Dass dies in einer abgelegenen Landgemeinde mit einer so großen Fläche 

noch schwieriger ist, versteht sich von selbst. Ohne der Möglichkeit einer 

Hausapotheke ist es praktisch ausgeschlossen, einen entsprechenden Landarzt und 

somit Nachfolger für den ausscheidenden Arzt zu finden.   

 

Die Marktgemeinde Eisenkappel-Vellach steht somit in der Situation, dass in Kürze 

keine Apotheke und nur mehr ein Arzt für 2400 Einwohner, für eine Fläche von 200 

km², für ein Kurzentrum mit täglich 250 Gästen, für ein Altersheim, für zwei Heime 

für Asylwerber sowie knapp 100.000 touristische Nächtigungen pro Jahr zur 

Verfügung steht.  

 

Einstimmig wird dieser Antrag beschlossen. 

 

Vor Eingang in die nichtöffentliche Tagesordnung wurden die eingebrachten Anträge 

behandelt: 

 

Dringlichkeitsantrag der Gemeinderäte Franz Kummer und Richard Zupanc: 
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Zunächst wurde über die Dringlichkeit abgestimmt.  

 

Die Dringlichkeit wurde einstimmig angenommen.  

 

Danach wurde der Antrag zu Abstimmung gegeben.  

 

Der Antrag wurde Einstimmig angenommen. 

 

 
 

 

Dringlichkeitsantrag des Gemeinderates Hans Georg Lopar 
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Zunächst wurde über die Dringlichkeit abgestimmt. 

 

14 Gemeinderäte stimmten für die Dringlichkeit.  

 

Danach wurde der Antrag zu Abstimmung gegeben. 

 

Der Antrag wurde mit 14 Stimmen beschlossen. 
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Dringlichkeitsantrag des Gemeinderates Hans Georg Lopar 
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Zunächst wurde über die Dringlichkeit abgestimmt. 

 

Für die Dringlichkeit stimmten 7 Gemeinderäte, 12 waren dagegen. 

 

Somit erhielt der Antrag nicht die notwendige Mehrheit für die Dringlichkeit und 

wurde dem Sozialausschuss zugewiesen.  

 

 

 
 

 

Ende der Sitzung: 21:30 

 

 

 
 

 

 

 


